
Six-Pack 2: Verordnung (EU) Nr. 1173/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 über 
die wirksame Durchsetzung der haushaltspolitischen Überwachung im Euro-Währungsgebiet

Legende: 

fett, kursiv → Änderungsvorschläge des EP gegenüber dem EK-Vorschlag

▌ → EP-Vorschlag zum Weglassen einer bestimmten Passage

[…] → Übernahme des EK-Vorschlags, bzw. im Falle der finalen Version auch eigenständig verfasste neue Passagen, die nicht 

auf einen EP-Änderungsvorschlag zurückgehen

grün → EP-Änderungsvorschläge, die (fast) eins zu eins in den finalen Rechtstext übernommen wurden

gelb → Passagen im finalen Rechtstext, die EP-Änderungsvorschlägen sehr ähnlich sind und wahrscheinlich darauf 

zurückgehen

rot → EP-Änderungsvorschläge wurden nicht übernommen

1 → inhaltlich irrelevante Änderung (z. B. Satzstellung geändert)

2 → leichte Änderung / detailliertere Ausformulierung

3 → grundlegende Änderung / Einschub

Zeitliche Abfolge:

07.10.2010 EK-Gesetzesvorschlag veröffentlicht

02.05.2011 Änderungsvorschläge des ECON-Ausschusses

16.11.2011 Rechtsakt abgeschlossen (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, erste Lesung/informeller Trilog)
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Kapitel Artikel Vorschlag der EK Änderungsvorschläge EP Finale Version #

I) GEGEN-
STAND

Artikel 1: 
Gegen-
stand und 
Anwen-
dungsbe-
reich

(1) In dieser Verordnung wird eine Sanktionsregelung
zur  besseren  Durchsetzung  der  präventiven  und  der
korrektiven  Komponente  des  Stabilitäts-  und Wachs-
tumspakts im Euroraum festgelegt.

[nicht vorhanden]

(2) Diese Verordnung gilt für die Mitgliedstaaten, de-
ren Währung der Euro ist.

[nicht vorhanden]

(1) In dieser Verordnung wird eine Regelung für Sank-
tionen  und  Anreize zur  besseren  Durchsetzung  der
präventiven und der korrektiven Komponente des Sta-
bilitats- und Wachstumspakts und zur Verstärkung der
Koordinierung und Überwachung der Haushaltsdiszi-
plin und zur Aufrechterhaltung der Finanzstabilität im
Euroraum festgelegt.

(1a) Im Hinblick auf einen verstärkten Dialog des Par-
laments mit den anderen EU-Organen, insbesondere
dem Rat und der Kommission, sowie mit den nationa-
len Parlamenten, Regierungen und zuständigen Stel-
len  der  Mitgliedstaaten  kann  der  zuständige  Aus-
schuss des Parlaments auf eigene Initiative oder auf
Antrag der Mitgliedstaaten zur Stärkung von Trans-
parenz und Rechenschaftspflicht öffentliche Ausspra-
chen  und  Anhörungen über  die  makroökonomische
und haushaltspolitische Überwachung durch den Rat
und die Kommission abhalten.  Die Kommission und
der Rat tragen den Ergebnissen dieser  Anhörungen
umfassend Rechnung.

(2) […] 

(2a)  Diese  Verordnung  gilt  auch  für  nicht  dem  Eu-
roraum angehörende Mitgliedstaaten,  die der  Kom-
mission mitgeteilt haben, dass sie diese Verordnung
durchführen wollen. Eine solche Mitteilung wird im
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Für
diese Mitgliedstaaten gilt diese Verordnung ab dem
Tag nach ihrer Veröffentlichung.

(1) […] 

[nicht aufgenommen]

(2) […] 

[nicht aufgenommen]

2

3

3

Artikel 2: 
Begriffbe-

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Aus-
druck:
(1)  „präventive  Komponente  des  Stabilitäts-  und […] […] 
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stimmun-
gen

Wachstumspakts“ das gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1466/97 vom 7. Juli 1997 aufgebaute System der mul-
tilateralen Überwachung,

(2)  „korrektive  Komponente  des  Stabilitäts-  und
Wachstumspakts“ das durch Artikel 126 AEUV und die
Verordnung (EG) Nr. 1467/97 vom 7. Juli 1997 geregel-
te  Verfahren  zur  Kontrolle  übermäßiger  Defizite  der
Mitgliedstaaten,

(3) „außergewöhnliche wirtschaftliche Umstände“ Um-
stände, unter denen der Referenzwert für das öffentli-
che Defizit im Sinne von Artikel 126 Absatz 2 Buchsta-
be  a  zweiter  Gedankenstrich  AEUV  und  der  Verord-
nung (EG)  Nr.  1467/97 ausnahmsweise überschritten
angesehen wird.

[…] 

[…] 

[…] 

[…] 

[in finaler 
Version: II)
WIRT-
SCHAFTS-
POLITI-
SCHER 
DIALOG]

[in finaler 
Version: 
Artikel 3: 
Wirt-
schafts-
politischer
Dialog]

[nicht vorhanden] [nicht vorhanden] Um den Dialog zwischen den Organen der Union, ins-
besondere  zwischen  dem  Europäischen  Parlament,
dem Rat und der Kommission, zu fördern und ein hö-
heres Maß an Transparenz und Rechenschaftspflicht zu
gewährleisten, kann der zuständige Ausschuss des Eu-
ropäischen Parlaments den Präsidenten des Rates, die
Kommission und gegebenenfalls den Präsidenten des
Europäischen  Rates  oder  den  Präsidenten  der  Euro-
Gruppe  einladen,  vor  dem Ausschuss  zu erscheinen,
um die nach den Artikeln 4, 5 und 6 dieser Verordnung
gefassten Beschlüsse zu erörtern. 

Der  zuständige  Ausschuss  des  Europäischen  Parla-
ments kann dem von solchen Beschlüssen betroffenen
Mitgliedstaat  die  Gelegenheit  bieten,  an  einer  Aus-
sprache teilzunehmen. 

[Dieser Artikel taucht auch in den Abänderungen des
Europäischen Parlaments vom 23. Juni 2011 auf.]

3

II) SANK-
TIONEN 
IM RAH-

Artikel 3: 
Verzinsli-
che Ein-

(1) Richtet der Rat eine Empfehlung nach Artikel 121
Absatz 4 AEUV an einen Mitgliedstaat, die im Falle ei-
ner anhaltenden oder besonders ernsthaften und we-
sentlichen  Abweichung  von  einer  vorsichtigen  Haus-

(1) […], die im Falle einer anhaltenden oder besonders
ernsthaften und wesentlichen Abweichung  vom mit-
telfristigen Haushaltsziel oder von einem geeigneten
Weg der  Anpassung an eine  Haushaltspolitik  gemäß

1) & 2) & 3) […] 2
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MEN DER 
PRÄVENTI-
VEN KOM-
PONENTE 
DES STABI-
LITÄTS- 
UND 
WACHS-
TUMS-
PAKTS [in 
finaler 
Version: 
Kapitel III]

lage [in fi-
naler Ver-
sion: Arti-
kel 4]

haltspolitik gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung
(EG)  Nr.  1466/97  notwendigen  Anpassungsmaßnah-
men zu ergreifen, so verlangt der Rat auf Vorschlag der
Kommission die Hinterlegung einer verzinslichen Ein-
lage. Wird der Beschluss Rat nicht innerhalb von zehn
Tagen nach der Annahme durch die Kommission vom
Rat mit qualifizierter Mehrheit abgelehnt, so gilt er als
vom  Rat  angenommen.  Gemäß Artikel  293 Absatz  1
AEUV kann der Rat den Vorschlag abändern.

(2) Die Höhe der von der Kommission vorzuschlagen-
den verzinslichen Einlage beläuft  sich auf  0,2  % des
Bruttoinlandsprodukts  (BIP)  des  betreffenden  Mit-
gliedstaats vom Vorjahr.

(3) Für die Einlage gilt der dem Kreditrisiko der Kom-
mission  und  dem  betreffenden  Investitionszeitraum
entsprechende Zinssatz.

(4) Abweichend von Absatz 2 kann die Kommission auf
begründeten Antrag  des betreffenden Mitgliedstaats,
der binnen zehn Tagen nach Annahme der in Absatz 1
genannten Empfehlung des Rates an die Kommission
gerichtet wird,  die Verringerung oder Aufhebung der
verzinslichen Einlage vorschlagen.

Artikel  6  Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1466/97
notwendigen
Anpassungsmaßnahmen zu ergreifen […] 

(1a)  Der  betreffende Mitgliedstaat  kann das  Parla-
ment ersuchen, in seinem zuständigen Ausschuss öf-
fentliche Anhörungen oder Aussprachen abzuhalten.
Diese Anhörungen oder Aussprachen sollen es der Re-
gierung  des  betreffenden  Mitgliedstaats  gestatten,
dessen Fall in Anwesenheit der Kommission und des
Vorsitzenden der Eurogruppe zu schildern. Bei Abhal-
tung einer solchen Anhörung oder öffentlichen Aus-
sprache wird die Frist von 10 Tagen gemäß Absatz 1
auf  20  Tage  ausgedehnt.  Vertreter  der  geeigneten
Ebene der Europäischen Zentralbank werden zur Teil-
nahme eingeladen. Die Kommission und der Rat tra-
gen den Ergebnissen dieser  Anhörungen umfassend
Rechnung.

(2) […], wobei die aktuellsten verfügbaren
Zahlen von Eurostat für das  Vorjahr  zugrunde gelegt
werden.

(3) […] 

(4)  Abweichend  von  Absatz  2  kann  die  Kommission
binnen ▌ 10 Tagen nach Annahme der in Absatz 1 ge-

nannten Empfehlung des Rates in folgenden Fällen die
Verringerung  oder  Aufhebung  der  verzinslichen  Ein-
lage vorschlagen:

(a) aufgrund außergewöhnlicher wirtschaftlicher Um-

[nicht aufgenommen]

(1) […] 

(5) […] 

(4) […] 

[nicht aufgenommen]

3

2

1

3
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(5) Besteht die Situation, durch die die in Absatz 1 ge-
nannte Empfehlung veranlasst wurde, nicht mehr fort,
so beschließt der Rat auf Vorschlag der Kommission,
dass dem betreffenden Mitgliedstaat die Einlage und
die  aufgelaufenen  Zinsen  zurückgezahlt  werden.  Ge-
mäß Artikel 293 Absatz 1 AEUV kann der Rat den Kom-
missionsvorschlag abändern.

stände;

(b)  um  die  kumulativen  Auswirkungen  etwaiger
Sanktionen  zu  berücksichtigen,  die  gemäß der  Ver-
ordnung  (EU)  Nr.  .../2011  über  Durchsetzungsmaß-
nahmen zur  Korrektur  übermäßiger  makroökonomi-
scher Ungleichgewichte im Euroraum und der Verord-
nung (EU) Nr. .../2011 über die Beschleunigung und
Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defi-
zit verhängt wurden.

(5) […] 

(5a) Wenn der Rat sich weigert anzuerkennen, dass
die Situation nicht mehr fortbesteht, kann der betref-
fende Mitgliedstaat  den zuständigen Ausschuss  des
Parlaments  ersuchen,  eine  öffentliche  Anhörung  zu
veranstalten. Die Kommission und der Rat tragen den
Ergebnissen  dieser  Anhörungen  umfassend  Rech-
nung.

[nicht aufgenommen]

(6) […] 

[nicht aufgenommen]

3

3

III) SANK-
TIONEN 
IM RAH-
MEN DER 
KORREKTI-
VEN KOM-
PONENTE 
DES STABI-
LITÄTS- 

Artikel 4: 
Unverzins-
liche Ein-
lagen [in 
finaler 
Version: 
Artikel 5]

(1) Stellt der Rat gemäß Artikel 126 Absatz 6 AEUV fest,
dass  in  einem  Mitgliedstaat  ein  übermäßiges  Defizit
besteht, so verlangt der Rat auf Vorschlag der Kommis-
sion  die  Hinterlegung  einer  unverzinslichen  Einlage.
Wird  der  Beschluss  nicht  innerhalb  von  zehn  Tagen
nach der Annahme durch die Kommission vom Rat mit
qualifizierter  Mehrheit  abgelehnt,  so  gilt  er  als  vom
Rat angenommen. Gemäß Artikel 293 Absatz 1 AEUV
kann der Rat den Vorschlag abändern.

(1) […] 

(1a)  Der  betreffende Mitgliedstaat  kann das  Parla-
ment ersuchen, in seinem zuständigen Ausschuss öf-
fentliche Anhörungen oder Aussprachen abzuhalten.
Diese Anhörungen oder Aussprachen sollen es der Re-

(1) […] 

[nicht aufgenommen] 3
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UND 
WACHS-
TUMS-
PAKTS [in 
finaler 
Version: 
Kapitel IV]

(2) Die Höhe der von der Kommission vorzuschlagen-
den unverzinslichen Einlage beläuft sich auf 0,2 % des
BIP des betreffenden Mitgliedstaats im Vorjahr.

(3) Hat der Mitgliedstaat gemäß Artikel 3 eine verzins-
liche  Einlage bei  der  Kommission hinterlegt,  so  wird
die  verzinsliche in  eine unverzinsliche Einlage umge-
wandelt.
Überschreiten die Höhe der zuvor hinterlegten verzins-
lichen Einlage und der aufgelaufenen Zinsen die Höhe
der geforderten unverzinslichen Einlage, so wird dem
Mitgliedstaat der Differenzbetrag zurückgezahlt.
Überschreitet  die  Höhe  der  geforderten  unverzinsli-
chen Einlage die Höhe der zuvor hinterlegten verzinsli-
chen Einlage und der  aufgelaufenen Zinsen,  so zahlt
der Mitgliedstaat den Differenzbetrag bei Hinterlegung
der unverzinslichen Einlage.

(4)  Abweichend  von  Absatz  2  kann  die  Kommission
aufgrund außergewöhnlicher wirtschaftlicher Umstän-
de oder auf begründeten Antrag des betreffenden Mit-
gliedstaats, der innerhalb von zehn Tagen nach Annah-
me des Ratsbeschlusses gemäß Artikel 126 Absatz 6 an
die Kommission gerichtet wird, die Verringerung oder
Aufhebung der unverzinslichen Einlage vorschlagen.

gierung  des  betreffenden  Mitgliedstaats  gestatten,
dessen Fall in Anwesenheit der Kommission und des
Vorsitzenden der Eurogruppe zu schildern. Bei Abhal-
tung einer solchen Anhörung oder öffentlichen Aus-
sprache wird die Frist von 10 Tagen gemäß Absatz 1
auf  20  Tage  ausgedehnt.  Vertreter  der  geeigneten
Ebene der Europäischen Zentralbank werden zur Teil-
nahme eingeladen. Die Kommission und der Rat tra-
gen den Ergebnissen dieser  Anhörungen umfassend
Rechnung.

(2) […] 

(3) […] 

(4)  Abweichend  von  Absatz  2  kann  die  Kommission
innerhalb von  ▌ 10 Tagen nach Annahme des Ratsbe-

schlusses gemäß Artikel 10 Absatz 6  AEUV in folgen-
den Fällen die Verringerung oder Aufhebung der un-
verzinslichen Einlage vorschlagen:

(a) aufgrund außergewöhnlicher wirtschaftlicher Um-
stände;

(b)  um  die  kumulativen  Auswirkungen  etwaiger
Sanktionen  zu  berücksichtigen,  die  gemäß der  Ver-
ordnung  (EU)  Nr.  .../2011  über  Durchsetzungsmaß-
nahmen zur  Korrektur  übermäßiger  makroökonomi-

(1) […] 

(5) […] 

(4) […] 

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

3

3
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scher Ungleichgewichte im Euroraum und der Verord-
nung (EU) Nr. .../2011 über die Beschleunigung und
Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defi-
zit verhängt wurden. 

Artikel 5: 
Geldbu-
ßen [in fi-
naler Ver-
sion: Arti-
kel 6]

(1) Stellt der Rat gemäß Artikel 126 Absatz 8 AEUV fest,
dass ein Mitgliedstaat im Anschluss an eine Empfeh-
lung des Rates innerhalb des vorgegebenen Zeitraums
keine  wirksamen  Maßnahmen  ergriffen  hat,  so  be-
schließt der Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission,  dass
der  Mitgliedstaat  eine  Geldbuße  zu  entrichten  hat.
Wird  der  Beschluss  nicht  innerhalb  von  zehn  Tagen
nach der Annahme durch die Kommission vom Rat mit
qualifizierter  Mehrheit  abgelehnt,  so  gilt  er  als  vom
Rat angenommen. Gemäß Artikel 293 Absatz 1 AEUV
kann der Rat den Vorschlag abändern.

[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

1. […] 

1a.  Der  betreffende  Mitgliedstaat  kann  das  Parla-
ment ersuchen, in seinem zuständigen Ausschuss öf-
fentliche Anhörungen oder Aussprachen abzuhalten.
Diese Anhörungen oder Aussprachen sollen es der Re-
gierung  des  betreffenden  Mitgliedstaats  gestatten,
dessen Fall in Anwesenheit der Kommission und des
Vorsitzenden der Eurogruppe zu schildern. Bei Abhal-
tung einer solchen Anhörung oder öffentlichen Aus-
sprache wird die Frist von 10 Tagen gemäß Absatz 1
auf  20  Tage  ausgedehnt.  Vertreter  der  geeigneten
Ebene der Europäischen Zentralbank werden zur Teil-
nahme eingeladen. Die Kommission und der Rat tra-
gen den Ergebnissen dieser  Anhörungen umfassend
Rechnung.

1b. Falls  ein Mitgliedstaat Finanzdaten manipuliert,
Statistiken  fälscht  oder  vorsätzlich  irreführende An-
gaben über seine öffentlichen Finanzen macht, die zu
Verstößen  gegen  die  europäischen  Regelungen  für
Statistik führen, auf denen die Beschlüsse in der Ver-
ordnung (EU) Nr. [.../...]  beruhen, kann der Rat auf
Vorschlag der Kommission beschließen, dass der Mit-
gliedstaat eine Geldbuße zu entrichten hat. Eine sol-
che  Geldbuße  besteht  in  einer  einmaligen  Zahlung
von 0,5  % des  BIP  des  betreffenden Mitgliedstaats

1. […] 

[nicht aufgenommen] 

[in Kapitel V „Sanktionen bei Manipulation von Statisti-
ken“, Artikel 8: „Sanktionen bei Manipulation von Sta-
tistiken“ in überarbeiteter, detaillierterer und erweiter-
ter Form aufgenommen]

3

3
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(2) Die Höhe der von der Kommission vorzuschlagen-
den Geldbuße beläuft sich auf 0,2 % des BIP des be-
treffenden Mitgliedstaats vom Vorjahr.

(3) Hat der Mitgliedstaat gemäß Artikel 4 eine unver-
zinsliche  Einlage  bei  der  Kommission  hinterlegt,  so
wird die unverzinsliche Einlage in eine Geldbuße um-
gewandelt.
Überschreitet die Höhe der zuvor hinterlegten unver-
zinslichen Einlage die Höhe der verhängten Geldbuße,
so wird dem Mitgliedstaat der Differenzbetrag zurück-
gezahlt.
Überschreitet die Höhe der verhängten Geldbuße die
Höhe der  zuvor hinterlegten unverzinslichen Einlage,
so zahlt der Mitgliedstaat den Differenzbetrag zusam-
men mit der Geldbuße.

(4)  Abweichend  von  Absatz  2  kann  die  Kommission
aufgrund außergewöhnlicher wirtschaftlicher Umstän-

vom Vorjahr. Wird der Beschluss nicht innerhalb von
zehn Tagen nach der Annahme durch die Kommission
vom Rat mit qualifizierter Mehrheit abgelehnt, so gilt
er als vom Rat angenommen. Der Rat kann den Vor-
schlag der Kommission gemäß Artikel  293 Absatz 1
AEUV abändern.

Der  betreffende  Mitgliedstaat  kann  das  Parlament
ersuchen,  in seinem zuständigen Ausschuss öffentli-
che Anhörungen oder Aussprachen abzuhalten. Diese
Anhörungen oder  Aussprachen  sollen  es  der  Regie-
rung des betreffenden Mitgliedstaats gestatten, des-
sen Fall in Anwesenheit der Kommission und des Vor-
sitzenden der Eurogruppe zu schildern. Bei Abhaltung
einer solchen Anhörung oder öffentlichen Aussprache
wird die Frist von 10 Tagen gemäß Absatz 1 auf 20
Tage ausgedehnt. Vertreter der geeigneten Ebene der
Europäischen Zentralbank werden zur Teilnahme ein-
geladen. Die Kommission und der Rat tragen den Er-
gebnissen dieser Anhörungen umfassend Rechnung.

2. Die Hohe der von der Kommission vorzuschlagen-
den Geldbuße belauft sich auf 0,2 % des BIP des be-
treffenden Mitgliedstaats,  wobei  die aktuellsten ver-
fügbaren Zahlen von Eurostat für das Vorjahr zugrun-
de gelegt werden.

3. […] 

4. Abweichend von Absatz 2 kann die Kommission in▌ -
nerhalb  von  10  Tagen nach  Annahme  des  Ratsbe-

[nicht aufgenommen] 

(1) […] 

(5) […] 

(4) […] 

3

2

1
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de oder auf begründeten Antrag des betreffenden Mit-
gliedstaats, der innerhalb von zehn Tagen nach Annah-
me des Ratsbeschlusses gemäß Artikel  126  Absatz 8
AEUV an die Kommission gerichtet wird, , die Aufhe-
bung oder Verringerung der Geldbuße vorschlagen.

schlusses gemäß Artikel 126 Absatz 8 AEUV in folgen-
den Fällen die Verringerung oder Aufhebung der Geld-
buße vorschlagen:

(a) aufgrund außergewöhnlicher wirtschaftlicher Um-
stände;

(b)  um  die  kumulativen  Auswirkungen  etwaiger
Sanktionen  zu  berücksichtigen,  die  gemäß der  Ver-
ordnung  (EU)  Nr.  .../2011  über  Durchsetzungsmaß-
nahmen zur  Korrektur  übermäßiger  makroökonomi-
scher Ungleichgewichte im Euroraum und der Verord-
nung (EU) Nr. .../2011 über die Beschleunigung und
Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defi-
zit verhängt wurden.

Der jährliche Gesamtbetrag der  Geldbußen,  die  ge-
gen einen Mitgliedstaat verhängt werden, darf 0,3 %
des BIP nicht übersteigen. Die in Absatz 1a genannte
Geldbuße bleibt dabei unberücksichtigt.

[nicht aufgenommen] 

[nicht aufgenommen] 

[nicht aufgenommen] 

3

3

3

Artikel 6: 
Rückzah-
lung der 
unverzins-
lichen Ein-
lage [in fi-
naler Ver-
sion: Arti-
kel 7]

Hebt der Rat gemäß Artikel 126 Absatz 12 AEUV einige
oder sämtliche seiner Beschlüsse auf, so wird dem be-
treffenden Mitgliedstaat die bei der Kommission hin-
terlegte unverzinsliche Einlage zurückgezahlt.

[…] […] 

Artikel 7: 
Aufteilung 
der Zinsen 
und Geld-
bußen [in 

Zinseinnahmen der  Kommission  aus  Einlagen  gemäß
Artikel 4 sowie vereinnahmte Geldbußen gemäß Arti-
kel 5 stellen sonstige Einnahmen im Sinne von Artikel
311 AEUV dar und werden unter den Mitgliedstaaten,
deren Währung der Euro ist und bei denen weder ein
übermäßiges Defizit im Sinne von Artikel 126 Absatz 6
AEUV festgestellt noch ein Verfahren bei einem über-
mäßigen  Ungleichgewicht  im  Sinne  der  Verordnung

Zinseinnahmen der  Kommission  aus  Einlagen  gemäß
Artikel 4 sowie vereinnahmte Geldbusen gemäß Artikel
5 werden  ▌ dem Stabilisierungsmechanismus für die
Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist,  zur Ver-
fügung gestellt. Bis zur Einrichtung dieses Mechanis-
mus werden die Zinsen und die Geldbußen als Mittel
für  die  auf  Risikobeteiligung  beruhenden  Finanzin-
strumente  zugunsten  von  Projekten  mit  Bedeutung

Zinseinnahmen der  Kommission  aus  Einlagen  gemäß
Artikel 5 sowie vereinnahmte Geldbußen gemäß den
Artikeln 6 und 8 stellen sonstige Einnahmen im Sinne
von  Artikel  311  AEUV dar  und  werden  der  Europäi-
schen  Finanzstabilisierungsfazilität zugewiesen.  Rich-
ten die Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist,
zur Wahrung der Stabilität des Euro-Währungsgebiets
insgesamt  einen  anderen  Stabilitätsmechanismus  für

3
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finaler 
Version: 
Artikel 10 
in Kapitel 
VI]

(EG) Nr. […/…] eingeleitet wurde, entsprechend ihrem
jeweiligen Anteil am Bruttonationaleinkommen dieser
Mitgliedstaaten aufgeteilt.

für die Europäische Union, die durch die Europäische
Investitionsbank gemäß den Bestimmungen des den
Verträgen beigefügten Protokolls (Nr. 5) über die Sat-
zung  der  Europäischen  Investitionsbank  finanziert
werden, zugewiesen. ▌

die Bereitstellung von Finanzhilfe ein, werden die Zin-
sen und die Geldbußen diesem Mechanismus zugewie-
sen. 

IV) Allge-
meine Be-
stimmun-
gen [in fi-
naler Ver-
sion: Kapi-
tel VII]

Artikel -8: 
Dialog- 
und Über-
wa-
chungsbe-
suche

[nicht vorhanden] 1. Die Kommission führt gemäß den Zielen dieser Ver-
ordnung einen  ständigen  Dialog  mit  den  Behörden
der Mitgliedstaaten. Zu diesem Zweck führt die Kom-
mission in allen Mitgliedstaaten Besuche im Hinblick
auf  einen  regelmäßigen  Dialog  und  gegebenenfalls
Prüfbesuche durch.
Die Kommission kann ggf. Vertreter der Europäischen
Zentralbank  oder  weiterer  relevanter  Institutionen
zur Teilnahme am Dialog und an den Prüfbesuchen
einladen.

2. Bei ihren Dialog- und Prüfbesuchen übermittelt die
Kommission dem betreffende Mitgliedstaat  gegebe-
nenfalls ihre vorläufigen Erkenntnisse im Hinblick auf
Bemerkungen.

3. Im Rahmen der Dialogbesuche prüft die Kommissi-
on die aktuelle Wirtschaftslage im Mitgliedstaat und
ermittelt eventuelle Risiken oder Probleme bei der Er-
füllung der Ziele dieser Verordnung.

4. Im Rahmen der Prüfbesuche überwacht die Kom-
mission  die  Verfahren  und  überprüft,  dass  im  Ein-
klang mit den Beschlüssen des Rates oder der Kom-
mission  gemäß den Zielen  dieser  Verordnung Maß-
nahmen ergriffen wurden. Prüfbesuche finden nur in
außerordentlichen Fällen und nur  dann statt,  wenn
bezüglich der Erfüllung dieser Ziele erhebliche Risiken
oder Probleme bestehen.

(3)  Die Kommission kann alle Untersuchungen durch-
führen, die zur Feststellung der Verfälschung der Dar-
stellung nach Absatz 1 dieses Artikels erforderlich sind.
[…] 

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

(3) […] Sie kann beschließen, eine Untersuchung einzu-
leiten, wenn sie feststellt, dass ernsthafte Hinweise auf
das Vorhandensein von Umständen vorliegen, die ver-
muten lassen, dass eine solche Verfälschung der Dar-
stellung vorliegt. […]

[nicht aufgenommen]

3

3

3

3
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5. Die Kommission informiert den Wirtschafts- und Fi-
nanzausschuss über die Gründe der Prüfbesuche.

6.  Die  Mitgliedstaaten  treffen  alle  erforderlichen
Maßnahmen, um die Dialog- und Prüfbesuche zu er-
leichtern. Auf Ersuchen der Kommission und auf frei-
williger Grundlage gewährleisten die Mitgliedstaaten
die Unterstützung aller relevanten nationalen Behör-
den für die Vorbereitung und Durchführung der Dia-
log- und Prüfbesuche.

[nicht aufgenommen]

(3) […] Die Kommission kann zur Ausführung ihrer Auf-
gaben den Mitgliedstaat auffordern, Informationen be-
reitzustellen und kann Überprüfungen vor Ort durch-
führen und die Konten aller staatlichen Stellen auf na-
tionaler,  regionaler und lokaler  Ebene sowie  auf  der
Ebene der Sozialversicherungen einsehen. […] 

3

3

Artikel 
-8a: 
Transpa-
renz

[nicht vorhanden] Der Rat und die Kommission veröffentlichen und er-
läutern die Gründe all ihrer Beschlüsse und Empfeh-
lungen außer im Falle  anderslautender  Bestimmun-
gen  im Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäi-
schen Union.

[nicht aufgenommen] 3

Artikel 
-8b: Not-
maßnah-
men

[nicht vorhanden] Falls die entsprechenden Verfahren [nach Artikel 126
AEUV] eingeleitet wurden, ohne dass die erwarteten
Ergebnisse erzielt wurden und das übermäßige Defi-
zit  oder  der  Schuldenstand  oder  ein  anderes  Un-
gleichgewicht eines Mitgliedstaats immer noch eine
Gefahr für die Stabilität des Euro darstellt, leitet die
Kommission auf der Grundlage von Artikel  136 und
Artikel  3 Absatz 1 AEUV und nach Rücksprache mit
der EZB die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung
des Euro ein.

Nachdem die Kommission ihren Beschluss veröffent-
licht hat, wird im Europäischen Parlament ohne un-
nötige  Verzögerungen  eine  Debatte  mit  dem Präsi-
denten der Kommission,  dem Präsidenten des Euro-
päischen Rates,  dem Vorsitzenden der  Euro-Gruppe
sowie den betreffenden Mitgliedstaaten anberaumt,
um die Maßnahmen der Kommission zu erörtern. Ver-
treter  der  geeigneten  Ebene der  Europäischen  Zen-
tralbank werden zur Teilnahme eingeladen. Die Kom-
mission und der  Rat  tragen den Ergebnissen dieser
Debatte umfassend Rechnung.

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit beschließen,

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

3

3

3
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die Maßnahmen der Kommission aufzuheben.

Die  Europäische  Zentralbank  wird  von  diesen  Be-
schlüssen unterrichtet.

[nicht aufgenommen] 3

Artikel 8: 
Abstim-
mung im 
Rat [in fi-
naler Ver-
sion: Arti-
kel 12]

Bei Maßnahmen gemäß den Artikeln 3, 4 und 5 neh-
men an der Abstimmung im Rat nur die Vertreter der
Mitgliedstaaten teil, deren Währung der Euro ist, und
beschließt der Rat ohne Berücksichtigung der Stimme
des den betreffenden Mitgliedstaat vertretenden Mit-
glieds des Rates.
Die qualifizierte Mehrheit der im vorstehenden Absatz
genannten  Mitglieder  des  Rates  bestimmt  sich  nach
Artikel 238 Absatz 3 Buchstabe a AEUV.

[…] 

Um die öffentliche Kontrolle, die Rechenschaftspflicht
und  die  nationale  Eigenverantwortung  zu  stärken,
sind  die  Beratungen  des  Rates,  die  der  Erörterung
und Annahme  der  Schlussfolgerungen und  Empfeh-
lungen gemäß den Artikeln 3, 4, 5 und 6 dienen, ge-
mäß Artikel 8 Absatz 3 des Beschlusses 2006/683/EG,
Euratom des Rates vom 15. September 2006 zur An-
lage der Geschäftsordnung des Rates für die Öffent-
lichkeit zugänglich.

[…] 

[nicht aufgenommen] 3

Artikel 8a:
Überprü-
fung [in fi-
naler Ver-
sion: Arti-
kel 13]

[nicht vorhanden] 1. Bis ...* und danach alle drei Jahre veröffentlicht die
Kommission einen Bericht über die Anwendung die-
ser Verordnung. In diesem Bericht wird unter ande-
rem bewertet, ob

(a) das Anreiz- und Sanktionssystem effektiv, zweck-
mäßig  und  verhältnismäßig  ist  und  die  Einhaltung
des Stabilitäts- und Wachstumspakts gewährleistet,

(b)  die  Ausweitung  der  umgekehrten  qualifizierten
Mehrheit im Rat auf alle in dieser Verordnung aufge-
führten Verfahrensschritte rechtlich möglich ist.

(1)  Bis vom 14. Dezember 2014 und danach alle fünf
Jahre veröffentlicht die Kommission einen Bericht über
die Anwendung dieser Verordnung.
In diesem Bericht wird unter anderem bewertet: 

a)  die  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  einschließlich
der  Möglichkeit,  den Rat  und die Kommission in  die
Lage zu versetzen, tätig zu werden, um Situationen an-
zugehen, die Gefahr laufen, das reibungslose Funktio-
nieren der Währungsunion zu gefährden; 

[nicht aufgenommen]

3
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2. Bis Ende 2011 legt die Kommission dem Europäi-
schen Parlament und dem Rat zusammen mit einer
entsprechenden  Folgenabschätzung  und  Machbar-
keitsstudie  einen  Bericht  sowie  ggf.  entsprechende
Legislativvorschläge  vor,  um  im  Einklang  mit  den
rechtlichen Bestimmungen der Union einen Europäi-
schen  Währungsfonds  einzurichten,  um  die  wirt-
schaftspolitische  Steuerung  und  Koordinierung  auf
EU-Ebene zu verbessern, die Finanzstabilität des Eu-
rowährungsgebiets insgesamt zu gewährleisten und
die  Haushaltsdisziplin  der  Mitgliedstaaten  zu  erhö-
hen.

3. Der Europäische Währungsfonds wird gemäß den
EU-Vorschriften verwaltet und dient zwei Hauptzwe-
cken:

(a) als ständiger Mechanismus zur Krisenbewältigung
zu dienen und die gegenwärtigen Aufgaben der Euro-
päischen Finanzstabilisierungsfazilität bzw. des Euro-
päischen Stabilisierungsmechanismus sowie jeder zu-
künftigen Struktur,  die  mit  deren Aufgaben betraut
wird, zu übernehmen.

(b) entweder unter gesamtschuldnerischer oder indi-
vidueller  Haftung  europäische  Schuldtitel  herauszu-
geben.

4. Die von der Kommission gemäß [Artikel 3, 4 und 5
dieser Verordnung, Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr.
1467/97  und  Artikel  3  der  Verordnung  (EU)
Nr. .../2011 über Durchsetzungsmaßnahmen zur Kor-
rektur übermäßiger makroökonomischer Ungleichge-
wichte im Eurowährungsgebiet]  vereinnahmten Zin-
sen auf Einlagen und Geldbußen sollten dem Europäi-
schen Währungsfonds zugeführt werden.
Der  Europäische  Währungsfonds  kann  darüber  hin-
aus  auf  finanzielle  Beiträge  zurückgreifen,  die  die
Mitgliedstaaten  entsprechend  ihrer  Einhaltung  des
Stabilitäts- und Wachstumspakts leisten.
Die  Legislativvorschläge  gemäß  Absatz  2  werden
rechtzeitig vorgelegt, um ab dem 1. Januar 2013 in
Kraft zu treten.

(4)  Die  Kommission legt  dem Rat  und dem Europäi-
schen  Parlament  bis  Jahresende  2011  einen  Bericht
über die Möglichkeit der Einführung von „Euro-Wert-
papieren“ vor.

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]
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5. Bis Ende 2011 legt die Kommission dem Europäi-
schen Parlament und dem Rat zusammen mit einer
entsprechenden  Folgenabschätzung  und  Machbar-
keitsstudie  einen  Bericht  sowie  ggf.  entsprechende
Legislativvorschläge und Vorschläge für Änderungen
des  Vertrags  vor,  um  unter  gesamtschuldnerischer
Haftung ein System zur  gemeinschaftlichen Heraus-
gabe  europäischer  Staatsanleihen  (europäischer
Schuldtitel) zu schaffen.
Dieses System zielt darauf ab, die Haushaltsdisziplin
zu stärken und die Märkte im Euroraum zu stabilisie-
ren sowie den Anstieg der Liquidität zu nutzen, damit
vermieden  wird,  dass  die  Mitgliedstaaten  mit  dem
besten Rating nicht unter höheren Zinsen durch die
Einführung der europäischen Schuldtitel leiden.
Diese Legislativvorschläge werden rechtzeitig vorge-
legt, um ab dem 1. Januar 2013 i Kraft zu treten.
Die Herausgabe der europäischen Schuldtitel erfolgt
ungeachtet der Aufgaben der Europäischen Investiti-
onsbank und der von der Kommission vorgeschlage-
nen  projektbezogenen  Anleihen  zur  Finanzierung
langfristiger zukunftsweisender Investitionen. 

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

3

3

3

3

Artikel 9: 
Inkrafttre-
ten [in fi-
naler Ver-
sion: Arti-
kel14]

Diese Verordnung tritt  am [xx]  Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in
Kraft. 

Diese Verordnung tritt  am [xx] Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in
Kraft.

Artikel  3  gilt  nicht  während  eines  Übergangszeit-
raums  von  drei  Jahren  ab  Veröffentlichung  dieser
Verordnung im Amtsblatt der Europäischen Union.

[…] 

[nicht aufgenommen] 3
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